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REGIERUNGSPRÄSIDIUM KARLSRUHE 

ABTEILUNG 5 - UMWELT 

 

 

Öffentliche Bekanntmachung des Regierungspräsidiums Karlsruhe 

 

Das Regierungspräsidium Karlsruhe hat der Firma Interbran Advanced Materials GmbH, 

Industriestraße 1, 76684 Östringen mit Bescheid vom 14.01.2025 die immissionsschutz-

rechtliche Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb einer Produktionsanlage für Aero-

gel erteilt. Der Genehmigungsbescheid wird gem. § 10 Abs. 8a Bundes-Immissionsschutz-

gesetz auf den nachfolgenden Seiten öffentlich bekannt gemacht. 

 

Eine Ausfertigung des vollständigen Genehmigungsbescheides liegt in der Zeit vom Mon-

tag, dem 10.02.2025 bis einschließlich Montag, dem 24.02.2025 während der Dienststun-

den im Regierungspräsidium Karlsruhe Schlossplatz 1 - 3, Zimmer 051, EG sowie im Rat-

hausfoyer der Stadtverwaltung Östringen, Am Kirchberg 19, 76684 Östringen zur Einsicht-

nahme aus. 

 

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid gegenüber Dritten, die keine Einwen-

dung erhoben haben, als zugestellt (§ 10 Abs. 8 Satz 5 BImSchG).  

 

 

Karlsruhe, den 07.02.2025 

Regierungspräsidium Karlsruhe (Referat 54.1) 
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REGIERUNGSPRÄSIDIUM KARLSRUHE 

ABTEILUNG 5 - UMWELT 

Regierungspräsidium Karlsruhe · 76247 Karlsruhe 

 
 
Interbran Advanced Materials GmbH 
Industriestraße 1 
76684 Östringen  

Karlsruhe 14.01.2025 

Name XXXX XXXXXX 

Durchwahl +49 721 926 7465XXXX 

Aktenzeichen RPK541-882-1794/9/4 

(Bitte bei Antwort angeben) 

 

 

 Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes – BImSchG – 

Antrag der Interbran Advanced Materials GmbH auf immissionsschutzrechtliche Ge-

nehmigung zur Errichtung und zum Betrieb einer Produktionsanlage für Aerogel 

Ihr Schreiben vom 11.03.2024 

 

Anlagen 

1 Satz gesiegelte Antragsunterlagen (1 Ordner, wird getrennt versandt) 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

auf Ihren Antrag vom 11.03.2024 erteilen wir Ihnen gemäß §§ 4 ff. des Bundes-Im-

missionsschutzgesetzes in Verbindung mit § 1 Abs. 1 und 2 der Verordnung über ge-

nehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) sowie Nummer 4.1.8 des Anhangs zur 

4. BImSchV die 

 

immissionsschutzrechtliche Genehmigung 

 

1.1 zur Errichtung und zum Betrieb einer Produktionsanlage für Aerogel auf dem 

Betriebsgelände Industriestr. 1, 76684 Östringen. 
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1.2 Diese Genehmigung schließt folgende, die Anlage betreffende behördliche 

Entscheidungen im Rahmen des § 13 BImSchG mit ein: 

 

- die nach § 48 Wassergesetz (WG) für Baden-Württemberg erforderliche 

Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb einer Anlage zur Behand-

lung von Abwasser aus der Produktion von Aerogel. 

 

1.3 Die Genehmigung erfolgt unter den in Nr. 4 dieses Bescheides aufgeführten 

weiteren Nebenbestimmungen. 

 

1.4 Der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung liegen die mit dem Dienstsie-

gel des Regierungspräsidiums Karlsruhe versehenen und unter Nr. 2 aufge-

führten Antragsunterlagen vom 20.02.2024 zugrunde. Die Anlagen sind nach 

diesen Unterlagen zu betreiben, soweit in den Nebenbestimmungen nichts an-

deres festgelegt ist. 

 

1.5 Der Gebührenbescheid für diese Entscheidung geht Ihnen gesondert zu. 

 

2.  Antragsunterlagen 

 

 Der Entscheidung liegen folgende, mit dem Dienstsiegel des Regierungspräsi-

diums Karlsruhe versehene Antragsunterlagen zugrunde: 

 

Register 1 Antragstellung 

Register 2 Antragsunterlagen 

Allgemeine Angaben zum Antragsinhalt und zum Standort; Pläne 

Register 3 Darstellung der technischen Betriebseinrichtungen (Beschreibung 

der Maschinen und Anlagen) 

Formblatt 2.1 

Register 4 Darstellung des Produktionsverfahrens 

Formblatt 2.2 

Register 5 Angaben zu Energieeffizienz / Wärmenutzung 

Register 6 Angaben zu Luftschadstoffen einschließlich Gerüchen 

Formblätter 3.1 – 3.3 

Register 7 Angaben zu Lärm 

Formblatt 4 



- 3 - 

 

Register 8 Abwasser 

Formblätter 5.1-5.3 

Register 9 Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

Formblätter 6.1 – 6.2 

Register 10 Angaben zu anfallenden Abfällen 

Formblatt 7 

Register 11 Angaben zu Arbeitsschutz und Betriebssicherheit 

Formblatt 8 

Register 12 Angaben zu den relevanten Gefährlichen Stoffen 

Formblatt 9 

Register 13 Angaben zu Maßnahmen nach der Betriebseinstellung 

Register 14 Angaben zur Anlagensicherheit für Betriebsbereiche 

Formblätter 10.1 – 10.2 

Register 15 Angaben zur UVP-Vorprüfung bzw. UVP-Prüfung 

Formblatt 11 

Register 16 Ausgangszustandsbericht 

Register 17 Brandschutzkonzept 

Register 18 Gefährdungsbeurteilung 

Register 19 Explosionsschutzdokument 

Register 20 Antrag auf Indirekteinleitung 

Register 21 Anlagen 

 

3. Kurzbeschreibung 

 

 Die Interbran Advanced Materials GmbH plant die Errichtung und den Betrieb 

eine Produktionsanlage für 50 t/a Aerogel. Das Produkt Aerogel wird als Zu-

satzstoff für andere Dämmstoffe eingesetzt. 

Der Herstellungsprozess gliedert sich in 5 Prozessschritte: Ansetzen der Vorla-

gen, Gelierung, Ansäuerung, Silylierung und Trocknung. Zunächst werden die 

Ausgangsstoffe Natriumwasserglas und Salzsäure auf die vorgesehene Kon-

zentration verdünnt. Es folgt die Mischung der Eduktlösungen, wodurch das 

Produkt als wassergefülltes Hydrogel synthetisiert wird. Das Wasser in den Po-

ren des Produkts wird sukzessive angesäuert um ein Acidogel zu erhalten. 

Durch Reaktion mit dem Lösemittel Hexamethyldisiloxan (HMDSO) wird die in-

nere Oberfläche des Gels wasserabweisend (hydrophob) und somit gleichzei-
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tig die wässrige Säure aus den Poren verdrängt und durch HMDSO als organi-

sches Lösemittel verdrängt, so dass ein Organogel entsteht. Das Lösemittel 

wird abschließend durch Verdampfung aus den Poren entfernt. Als Produkt 

wird ein luftgefülltes Aerogel erhalten. 

 

4. Nebenbestimmungen 

 

Luftreinhaltung 

 

4.1 Die organischen Stoffe (Lösemitteldämpfe), ausgenommen staubförmige orga-

nische Stoffe, angegeben als Gesamtkohlenstoff, dürfen im Abgas der Emissi-

onsquelle den Massenstrom von 0,50 kg/h insgesamt nicht überschreiten. 

 

4.2 Gasförmige anorganische Chlorverbindungen (Abgas aus Gaspendelsystem 

von Behältern mit Salzsäure), angegeben als Chlorwasserstoff, dürfen im Ab-

gas der Emissionsquelle den Massenstrom von 0,15 kg/h insgesamt nicht 

überschreiten. 

 

4.3 Die in den Nrn. 4.1 und 4.2 genannten Abgase sind über einen Schornstein 

von mindestens 11 m Höhe über Grund (3 m über Dach) abzuleiten. Um eine 

ausreichende Verdünnung und einen ungestörten Abtransport der Abgase mit 

der freien Luftströmung zu gewährleisten, soll die Abgasgeschwindigkeit min-

destens 7 m/s betragen. 

 

4.4 Zum Nachweis der Einhaltung der unter den Nrn. 4.1 und 4.2 festgelegten 

Emissionsgrenzwerte sind wiederkehrend alle drei Jahre Messungen vorzu-

nehmen. Sie müssen von einem Sachverständigen einer nach § 29b BImSchG 

zugelassenen Messstelle durchgeführt werden. Die ersten Messungen müssen 

innerhalb von sechs Monaten nach Erteilung der Genehmigung erfolgen. Die 

Messplanung ist dem Regierungspräsidium Karlsruhe rechtzeitig vorzulegen. 

 

4.5 Um die Einhaltung der Emissionsgrenzwerte stets sicher zu gewährleisten sind 

relevante Parameter der Abgasreinigungen wie pH-Wert bzw. Temperatur kon-

tinuierlich zu überwachen. Zu hohe Abweichungen vom jeweiligen Sollwert 
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müssen dem Aufsichtspersonal durch ein automatisch ausgelöstes Signal an-

gezeigt werden, damit zeitnah entsprechende Maßnahmen eingeleitet werden. 

 

  

 

 

  Lärm 

 

4.6 Die nachfolgend aufgeführten Immissionsorte wurden im Rahmen der Schall-

immissionsprognose für die ihnen zugeordnete Gebietsnutzung sowie die in 

diesem Bereich wirkenden Emittenten als maßgebend festgestellt. 

 

Die von der Anlage zur Herstellung von Aerogel ausgehenden Lärmemissionen 

dürfen auch bei ungünstigen Betriebsbedingungen die folgenden anteiligen Be-

urteilungspegel nicht überschreiten: 

 

Immissionsort 
Immissionsrichtwert Anteiliger  

Beurteilungspegel  

dB(A) 

tags nachts tags nachts 

IO 1   Am Schwimmbad 60 45 50 35 

IO 2   Bader-Straße 1 70 70 60 60 

IO 3   Bunsenstr. 6 65 50 55 40 

IO 4   Industriestr. 9 70 70 60 60 

IO 5  Konradin-Kreuzer-Str. 1 50 35 40 25 

IO 6  Konradin-Kreuzer-Str. 26 55 40 45 30 

IO 7  Thomas-Howie-Str. 20 65 50 55 40 

IO 8  Verdistraße 41 55 40 45 30 

 

4.7 Nach Fertigstellung der Anlagen ist aufgrund der Herstellerangaben über die 

garantierten Schallleistungspegel von einzelnen Anlagenteilen sowie aufgrund 

von Schallpegelmessungen an einzelnen Schallquellen und anschließenden 

Schallausbreitungsrechnungen nachzuweisen, dass die in den Nebenbestim-

mungen dieser Genehmigung geforderten anteiligen Beurteilungspegel (s. o. 

Nebenbestimmung Nr. 4.6) ohne Abzug von 3 dB(A) nach Ziff. 6.9 der TA Lärm 

nicht überschritten werden. Die Messungen und Berechnungen müssen von 

einer von der zuständigen obersten Landesbehörde für Messungen nach § 26 
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BImSchG bekannt gegebenen Stelle durchgeführt werden, die nicht mit dem 

Institut, das die Prognose erstellt hat, identisch sein darf. 

 

 

 

 

Abwasser 

 

4.8 Der Boden des Aufstellungsraumes der Abwasserbehandlungsanlage muss 

dicht und gegen die Abwässer und eingesetzten Behandlungschemikalien be-

ständig sein. Es dürfen keine Entwässerungseinrichtungen (z.B. Bodenabläufe) 

vorhanden sein, die unmittelbar zur Kanalisation ableiten. Es ist sicherzustel-

len, dass evtl. auslaufende Flüssigkeiten den Aufstellungsraum nicht verlassen 

können und der Abwasserbehandlungsanlage zugeführt werden. 

 

4.9 Das vorbehandelte Abwasser ist über einen Endkontrollschacht zu leiten, der 

so ausgebildet ist, dass eine jederzeitige Probenahme möglich ist. 

 

4.10 Die Bedienung und Wartung der Abwasserbehandlungsanlage sind in einer 

Betriebsanleitung zu regeln. Es sind ein verantwortlicher Betriebsbeauftragter 

und geschultes Bedienungspersonal zu bestellen. 

 

4.11 Vor der Einleitung in die Kanalisation sind pH-Wert und Volumenstrom zu mes-

sen und elektronisch zu speichern. 

 

Hinweis: 

Hinsichtlich der Einleitung sind die Vorgaben des Kläranlagenbetreibers bzw. 

der Satzung der Stadt Östringen zu beachten. 

 

Wassergefährdende Stoffe 

 

4.12 Chemikalientransportbehälter, die vor Ort, z. B. für die Versorgung einer Ver-

wendungsanlage genutzt werden, sind hier mit den entsprechenden Auffang-

volumina bzw. Anfahrschutzvorkehrungen auszustatten. Über die in Nutzung 

befindliche Vorratsmenge hinaus ist keine Lagerung an den Verwendungsanla-

gen zulässig. 
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 Lagerung und Bereitstellung sind in einem dafür vorgesehenen Bereich unter 

Beachtung der anlagen- und chemikalienspezifischen Anforderungen durchzu-

führen. 

 

4.13 Die Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen der Gefährdungs-

stufe B (Silylierungsanlage, Trocknungsanlage und Gebindelager HMDSO) 

sind vor der Inbetriebnahme und nach wesentlicher Änderung durch einen 

Sachverständigen nach § 53 AwSV abnehmen zu lassen. Die Abnahme ist be-

züglich der unterschiedlichen Anlagen anlagenscharf zu dokumentieren.  

 

Arbeitsschutz 

 

4.14 Mittels Gefährdungsbeurteilung ist zu ermitteln, welche Maßnahmen des Ar-

beitsschutzes erforderlich sind. Es sind neben dem bestimmungsgemäßen Be-

trieb auch zu betrachten: Betriebsstörungen, Wartungs-, Reinigungs- und In-

standhaltungsarbeiten. Hierbei sind insbesondere auch die Anforderungen der 

Betriebssicherheitsverordnung, der Gefahrstoffverordnung und der Arbeitsstät-

tenverordnung zu beachten. 

 

4.15 Auf der Grundlage der Gefährdungsbeurteilung sind die erforderlichen Schutz-

maßnahmen - einschließlich der erforderlichen Hygienemaßnahmen sowie der 

Bereitstellung persönlicher Schutzausrüstung und der Ermittlung von Art, Um-

fang und Fristen der erforderlichen Prüfungen für Arbeitsmittel - zur Sicherheit 

und zum Gesundheitsschutz der Beschäftigten zu treffen. Die Beschäftigten 

sind vor Aufnahme der Arbeit und danach mindestens einmal jährlich u.a. über 

auftretende Gefahren und zu treffende Schutzmaßnahmen zu unterweisen. 

 

Brandschutz 

 

4.16 Das Brandschutzkonzept - Ergänzung 2 zur Fortschreibung 4 von Brand-

schutzgutachten für Gebäude: Umnutzung nach Eigentümerwechsel, Industrie-

park Östringen, Industriestr. 1, 76684 Östringen mit Stand 22.01.2024 - ist voll-

ständig und ordnungsgemäß umzusetzen. 

 

4.17 Zur Überwachung der Umsetzung des o.g. Brandschutzkonzeptes ist ein/e ge-

eignete/r (vergl. Abschnitt 4.3 VwV Brandschutzprüfung) Fachbauleiter/in -
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Brandschutz- durch den Antragsteller einzusetzen. 

 

4.18 Vor Inbetriebnahme der o.g. Produktionsanlage ist der zuständigen Genehmi-

gungsbehörde ein Abschlussbericht des/der Fachbauleiters/in -Brandschutz- 

vorzulegen, in dem die ordnungsgemäße Umsetzung aller Punkte aus dem 

o.g. Brandschutzkonzept bestätigt wird. 

 

Hinweis: 

  Für das Hexamethyldisiloxan -entzündlich- ist im Brandschutzkonzept vorgese-

hen, die 3 t dieses Stoffes in einem feuerbeständigen Schrank unterzubringen. 

Im zugehörigen Sicherheitsdatenblatt dieses Stoffes ist beinhaltet, dass eine 

Lagerung -unter Inertgas- stattfinden soll. 

 

Explosionsschutz 

 

4.19 Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen sind wiederkehrend mindestens 

alle sechs Jahre sowie vor der Wiederinbetriebnahme nach prüfpflichtigen Än-

derungen auf Explosionssicherheit zu prüfen. Hierbei sind das im Explosions-

schutzdokument nach § 6 Absatz 9 Nummer 2 der Gefahrstoffverordnung dar-

gelegte Explosionsschutzkonzept und die Zoneneinteilung zu berücksichtigen. 

Bei der Prüfung ist festzustellen, ob  

a) die für die Prüfung benötigten technischen Unterlagen vollständig vorhanden 

sind und ihr Inhalt plausibel ist,  

b) die Anlage entsprechend ordnungsgemäß errichtet wurde und in einem si-

cheren Zustand ist,  

c) die festgelegten technischen Maßnahmen geeignet und funktionsfähig und 

die festgelegten organisatorischen Maßnahmen geeignet sind und  

d) die erforderlichen Prüfungen durchgeführt und die dabei festgestellten Män-

gel behoben wurden. 

 

Die Prüfungen sind von einer zugelassenen Überwachungsstelle durchführen 

zu lassen. Über das Ergebnis der Prüfung ist jeweils eine Bescheinigung aus-

zustellen, die am Betriebsort aufzubewahren und der zuständigen Behörde auf 

Verlangen vorzulegen ist. 
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4.20 Zusätzlich zu der in Nr. 4.19 genannten Prüfung sind Geräte, Schutzsysteme, 

Sicherheits-, Kontroll- und Regelvorrichtungen mit ihren Verbindungseinrich-

tungen als Bestandteil der relevanten Anlagenteile in einem explosionsgefähr-

deten Bereich und deren Wechselwirkungen mit anderen Anlagenteilen wieder-

kehrend mindestens alle drei Jahre zu prüfen. Die Prüfung kann von einer zur 

Prüfung befähigten Person nach Anhang 2 Abschnitt 3 Nr. 3.1 der BetrSichV 

durchgeführt werden. 

 

4.21 Auf die wiederkehrenden Prüfungen nach Nr. 4.20 kann verzichtet werden, 

wenn im Rahmen der Dokumentation der Gefährdungsbeurteilung ein Instand-

haltungskonzept festgelegt ist, das gleichwertig sicherstellt, dass ein sicherer 

Zustand der Anlagen aufrechterhalten wird und die Explosionssicherheit dauer-

haft gewährleistet ist. Die Eignung des Instandhaltungskonzepts ist im Rahmen 

der Prüfung nach Anhang 2 Abschnitt 3 Nr. 4.1 der BetrSichV zu bewerten. Die 

im Rahmen des Instandhaltungskonzepts durchgeführten Arbeiten und Maß-

nahmen an der Anlage sind zu dokumentieren und der Behörde auf Verlangen 

darzulegen. 

 

Abfallentsorgung 

 

4.23 Abfälle sind unter Beachtung der Regelungen der jeweils geltenden Fassung 

des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) zu entsorgen. Sie sind gemäß der 

Abfallverzeichnis-Verordnung (AVV) zu kennzeichnen und entsprechend den 

Regelungen der Nachweisverordnung (NachwV) zu entsorgen. Die entspre-

chenden Nachweise sind zu führen. 

 

4.24 Beim Produktionsprozess können Fehlchargen entstehen, die als Abfälle ein-

zustufen sind.  Dabei handelt es sich entweder um wassergefüllte Silikat-Parti-

kel oder um luftgefüllte silanisierte Kieselsäure-Partikel. Diese nachfolgend auf-

geführten Abfälle – Bezeichnung aus den Antragsunterlagen – sind nach der 

Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis- Verord-

nung – AVV) folgenden Abfallschlüssel zuzuordnen: 

 

Abfälle:                                                                              Abfallschlüssel: 

Vor Salzsäure-Beimischung                             060899 Abfälle a.n.g. 

Nach Salzsäure-Beimischung                                   060102* Salzsäure   
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Nach HMDSO-Beimischung                            070708* 

 

4.25 Bei der Entsorgung von gefährlichen Abfällen zur Beseitigung ist die Andie-

nungspflicht der Sonderabfallverordnung (SAbfVO) in der jeweils gültigen Fas-

sung zu beachten. 

 

 

Ausgangszustandsbericht 

 

4.26 Für das Anlagengrundstück ist nach § 10 Abs.1a BImSchG ein Ausgangszu-

standsbericht über den Stand der Verschmutzung des Bodens und des Grund-

wassers durch relevante gefährliche Stoffe zu erstellen. Der Bericht ist spätes-

tens bis zur Inbetriebnahme der Anlage der Genehmigungsbehörde vorzule-

gen. 

Die Anlage darf erst nach Zustimmung des Regierungspräsidiums Karlsruhe in 

Betrieb genommen werden. 

 

5. Sachverhalt und Ergebnisse der Umweltverträglichkeitsprüfung 

 

5.1 Antrag und Gegenstand des Verfahrens 

 

Interbran Advanced Materials ist Teil der Unternehmensgruppe Interbran Sys-

tems AG, deren Schwerpunkt darin liegt, neue Dämmstoffe (Dämmplatte, Putz, 

Schüttgut und Aerogel) zu entwickeln und herzustellen. 

Seit 2021 hat Interbran Advanced Materials am Standort Industriestraße 1, 

76684 Östringen zunächst eine Pilot- / bzw. Technikumsanlage aufgebaut und 

betrieben, welche gemäß 4. BImSchV § 1 (6) keiner Genehmigung bedurfte. 

Die Zulassung erfolgte über eine Baugenehmigung (Nutzungsänderung von 

Lager in Produktion) des Landratsamts Karlsruhe, Baurechtsamt vom 

02.12.2020. Mithilfe dieser Technikumsanlage wurde das Herstellverfahren für 

das Material Aerogel entwickelt und auch Mustermengen für die Markt- und 

Anwendungsentwicklung hergestellt.  

 

Die Interbran Advanced Materials GmbH hat am 11.03.2024 über die Schuster 

Umweltplan Ingenieurgesellschaft mbH die Erteilung der immissionsschutz-
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rechtlichen Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb einer Produktionsan-

lage von Aerogel am Standort Industriestraße 1, 76684 Östringen beantragt. 

Die Antragsunterlagen wurden mehrfach ergänzt und aktualisiert. 

 

Die Aerogel Anlage soll eine Produktionskapazität von 50 Tonnen pro Jahr 

bzw. 0,2 Tonnen pro Tag haben. Der Tagesdurchsatz der Anlage wir auf Basis 

von durchschnittlich 200 Betriebstagen im Jahr berechnet. Die Anlage wird je-

weils in der Zeit Mo.-Fr. von 6 bis 22.30 Uhr betrieben. 

 

5.2 Genehmigungsverfahren 

 

5.2.1 Die geplante Errichtung und der Betrieb einer Produktionsanlage von Aerogel 

am Standort Industriestraße 1, 76684 Östringen bedarf gemäß §§ 4 ff BIm-

SchG in Verbindung mit § 1 Abs. 1 und 2 der Verordnung über genehmigungs-

bedürftige Anlagen – 4. BImSchV – sowie der Nummer 4.1.8 des Anhangs der 

4. BImSchV der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung. Die geplante 

Neuerrichtung fällt darüber hinaus unter die Industrieemissionsrichtlinie (ge-

mäß § 3 der 4. BImSchV und Anhang 1 Nr. 4.1.8 Spalte „d“ Anlage [Buchstabe 

„E“])  

Anlagen zur Herstellung von Stoffen oder Stoffgruppen durch chemische, bio-

chemische oder biologische Umwandlung in industriellem Umfang, ausgenom-

men Anlagen zur Erzeugung oder Spaltung von Kernbrennstoffen oder zur Auf-

arbeitung bestrahlter Kernbrennstoffe, zur Herstellung von Kunststoffen (Kunst 

harzen, Polymeren, Chemiefasern, Fasern auf Zellstoffbasis). 

 

Dafür ist gemäß § 10 BImSchG i.V.m. § 2 Abs. 1 Nr. 1a 4. BImSchV und Nr. 

1.1 Spalte „c“ des Anhangs 1 zur 4. BImSchV ein Genehmigungsverfahren mit 

Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen. Außerdem ist aufgrund der Einstu-

fung des Vorhabens unter der Nummer 4.2, „A“ in Spalte 2 der Anlage 1 zum 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i.V.m. § 6 bis 14 UVPG 

im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens eine 

allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles durchzuführen. 

 

5.2.2 Gemäß § 10 Abs. 5 BImSchG wurden folgende Behörden und sonstigen Trä-

ger öffentlicher Belange, die in ihrem jeweiligen Aufgabenbereich berührt wa-

ren, zu dem Antrag gehört: 
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 Landratsamt Karlsruhe mit den Dienststellen: 

- Baurechtsamt 

- Amt für Bevölkerungsschutz - Brandschutz 

- Amt für Umwelt und Arbeitsschutz – untere Naturschutzbehörde 

- Amt für Umwelt und Arbeitsschutz – untere Wasserbehörde 

- Amt für Umwelt und Arbeitsschutz – Altlasten und Bodenschutz 

 Hauptamt Stadtverwaltung Östringen und Eigenbetrieb Abwasser 

 

 

 Das Vorhaben wurde am 02.08.2024 im Staatsanzeiger sowie auf den Home-

pages des Regierungspräsidiums Karlsruhe und der Gemeinde Östringen öf-

fentlich bekannt gemacht. 

 

Die Antragsunterlagen lagen vom 12.08.2024 bis einschließlich 11.09.2024 bei 

folgenden Behörden während der Dienststunden zur Einsichtnahme aus:  

a) Stadtverwaltung Östringen 

b) Regierungspräsidium Karlsruhe, Schlossplatz 1 -3 , 76131 Karlsruhe  

  Die Einwendungsfrist endete am 11.10.2024. Innerhalb dieser Frist wurden 

keine Einwendungen erhoben.  

 

Dem Antrag auf Zulassung des vorzeitigen Beginns nach § 8a BImSchG vom 

18.06.2024 hat das Regierungspräsidium mit Entscheidung vom 11.09.2024 

stattgegeben. Es wurde die Durchführung von Maßnahmen zum Aufbau und 

Errichten der Anlage vorgesehen, einschließlich der Maßnahmen, die zur Prü-

fung der Betriebstüchtigkeit erforderlich sind. 

 

5.3 Zusammenfassende Darstellung und Bewertung der Umweltauswirkun-

gen 

Für dieses Vorhaben war eine allgemeine Vorprüfung nach §§ 6 bis 14 UVPG 

in Verbindung mit Anlage 3 des UVPG (§ 9 Abs. 1 Satz 2 UVPG) durchzufüh-

ren. Im Rahmen der Prüfung wurde festgestellt, dass für das beantragte Vorha-

ben keine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist. Das Vorhaben wird 

nach Einschätzung der Behörde aufgrund überschlägiger Prüfung unter Be-

rücksichtigung der in der Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien keine erhebli-
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chen nachteiligen Umweltauswirkungen haben, die nach § 25 UVPG zu be-

rücksichtigen wären. 

 

Das ist deshalb der Fall, weil die Anlage auf einer bereits versiegelten Fläche 

in einer bestehenden Halle errichtet wird und ausreichende Schutzmaßnahmen 

hinsichtlich Lagerung und Verwendung wassergefährdender Stoffe getroffen 

werden. Luftschadstoffe werden vorwiegend im geschlossenen System gehal-

ten bzw. die Abgase so gereinigt, dass die Emissionsgrenzwerte der TA Luft 

eingehalten werden. Gemäß Lärmprognose werden die Immissionsrichtwerte 

sowohl für die Tageszeit als auch den Nachtzeitraum an allen Immissionsorten 

um mindestens 10 dB(A) unterschritten, so dass keine Immissionsorte im Ein-

wirkbereich der betrieblichen Quellen liegen. Somit werden die natürlichen 

Ressourcen Fläche, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

sowie die menschliche Gesundheit durch das Neuvorhaben nicht wesentlich 

beansprucht. 

 

6. Entscheidungsgründe 

 

6.1  Grundlage der Entscheidung 

 

Dem Genehmigungsantrag war mit dem zuletzt beantragten Inhalt und Umfang 

stattzugeben. Das Vorhaben zur Errichtung und zum Betrieb der Anlage zur 

Herstellung von Aerogel ist mit den unter Nr. 4 festgesetzten Nebenbestim-

mungen genehmigungsfähig. Nach Maßgabe dieser Bedingungen, Auflagen 

und inhaltlichen Beschränkungen kann die Erfüllung der Betreiberpflichten so-

wie die Einhaltung der sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften einschließ-

lich der Belange des Arbeitsschutzes bei Errichtung und Betrieb der Anlage si-

chergestellt werden (§ 6 i.V. mit §§ 5 und 7 BImSchG), so dass ein Rechtsan-

spruch auf die beantragte Genehmigung besteht. Die Entscheidung berück-

sichtigt, soweit rechtlich begründet, die Bedenken und Anregungen aus den 

Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange.  

 

6.2 Gegenstand und Verfahren 
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 Das Vorhaben am Standort Industriestr. 1, Östringen bedarf gemäß §§ 4 ff 

BImSchG in Verbindung mit § 1 Abs. 1 und 2 der Verordnung über genehmi-

gungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV – sowie der Nummer 4.1.8 des An-

hangs der 4. BImSchV der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung, über 

deren Erteilung in einem Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung zu entschei-

den ist. 

 

 Das Verfahren wurde gem. § 10 BImSchG und den einschlägigen Vorschriften 

der Verordnung über das Genehmigungsverfahren (9. BImSchV) durchgeführt.  

Die Zuständigkeit des Regierungspräsidiums Karlsruhe für die Erteilung dieser 

Genehmigung ergibt sich gemäß § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 a) der Immissions-

schutz-Zuständigkeitsverordnung vom 11.Mai 2010 zuletzt geändert am 17. 

Dezember 2020.  

Gemäß § 13 BImSchG schließt diese Genehmigung andere die Anlage betref-

fende öffentlich-rechtliche Entscheidungen ein mit Ausnahme von wasserrecht-

lichen Erlaubnissen und Bewilligungen nach § 8 in Verbindung mit § 10 des 

Wasserhaushaltsgesetzes. 

 

6.3 Wasserrechtliche Genehmigung 

 

Bei dem Produktionsprozess von Aerogel entsteht natriumchloridhaltiges (Ge-

lierung, Waschung) sowie salzsäurehaltiges (Ansäuern des Gels) Abwasser in 

Höhe von 7,2 m3/d bzw. 1440 m3/a (200 Produktionstage). Das Abwasser wird 

gesammelt und neutralisiert, bevor es in die Ortskanalisation eingeleitet wird. 

Zur Neutralisation wird in einem ersten Schritt dem Abwasser Kalkmilch (Calci-

umhydroxid) zugegeben, die mit der salzsäurehaltigen Lösung zu Wasser und 

Calciumchlorid reagiert. Diese Reaktion wird mittels einer pH-Wert Sonde und 

einer elektronischen Steuerung, welche die Dosierpumpen steuert, überwacht. 

Die Feineinstellung des pH-Wertes wird mithilfe von Natronlauge durchgeführt. 

Das neutralisierte Abwasser enthält bei der Einleitung in die Kanalisation nur 

noch Natriumchlorid und Calciumchlorid. Die Menge des Abwassers und der 

pH-Wert werden dabei gemessen und elektronisch dokumentiert. 

 

Mit dem Antrag auf immissionsschutzrechtliche Genehmigung hat die Interbran 

Advanced Materials GmbH einen Antrag auf entsprechende wasserrechtliche 

Genehmigung gestellt. Der Bau und der Betrieb der Abwasseranlage bedarf, 
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da er nicht unter § 60 Absatz 3 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) fällt, einer was-

serrechtlichen Genehmigung nach § 48 Wassergesetz (WG). Diese wird auf-

grund der Konzentrationswirkung des § 13 BImSchG in die immissionsschutz-

rechtliche Genehmigung eingeschlossen. 

 

Des Weiteren wurde ein Antrag auf Genehmigung einer Indirekteinleitung ge-

stellt. Das Einleiten von Abwasser in öffentliche Abwasseranlagen (Indirektein-

leitung) bedarf nach § 58 WHG der Genehmigung durch die zuständige Be-

hörde, soweit an das Abwasser in der Abwasserverordnung in ihrer jeweils gel-

tenden Fassung Anforderungen für den Ort des Anfalls des Abwassers oder 

vor seiner Vermischung festgelegt sind. Der hierfür in Frage kommende An-

hang 22 - Chemische Industrie der Abwasserverordnung ist jedoch nicht anzu-

wenden, da weniger als 10 m3 pro Tag eingeleitet werden. Da auch keine 

Stoffe des Anhangs der Indirekteinleiterverordnung im Abwasser enthalten 

sind, ist keine Genehmigung der Indirekteinleitung erforderlich. 

 

Einleitungsverbote, Einleitungsbeschränkungen und Überwachungsregelungen 

nach kommunalem Satzungsrecht bleiben unberührt. Seitens des Kläranlagen-

betreibers (Eigenbetrieb der Stadt Östringen) werden in der Stellungnahme zu 

dem Genehmigungsverfahren Anforderungen angeführt, die erforderlich sind, 

um die Qualität des Ablaufwassers der Kläranlage zu gewährleisten. Um die 

Bildung der Belebtschlammflocken im Belebungsbecken nicht zu beeinträchti-

gen spiele unter anderem das Ca/Na-Verhältnis eine bedeutende Rolle. In der 

Praxis zeige sich, dass die Bildung von Belebtschlammflocken bei einem 

Ca/Na-Verhältnis von weniger als 0,6 problematisch wird. Deshalb würden die 

Parameter Na⁺ und Ca²⁺ so festgelegt, dass das Verhältnis von Ca/Na mit ca. 

2,5 deutlich über dem kritischen Wert von 0,6 liegt. Zudem gelte ein Einleitvolu-

menstrom von 180 – 250 l/h. 

 

6.4 Ausgangszustandsbericht 

 

Nach § 10 Abs. 1a Bundes-Immissionsschutzgesetz hat der Antragsteller, der 

beabsichtigt, eine Anlage nach der Industrieemissions-Richtlinie zu betreiben, 

in der relevante gefährliche Stoffe verwendet, erzeugt oder freigesetzt werden, 

mit den Antragsunterlagen einen Bericht über den Ausgangszustand (AZB) 

vorzulegen, wenn und soweit eine Verschmutzung des Bodens oder des 
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Grundwassers auf dem Anlagengrundstück durch die relevanten gefährlichen 

Stoffe möglich ist.  

 

Der AZB hat die Informationen zu enthalten, die erforderlich sind, um den 

Stand der Boden- und Grundwasserverschmutzungen zu ermitteln, damit ein 

quantifizierter Vergleich mit dem Zustand bei der Betriebseinstellung der An-

lage vorgenommen werden kann. Der Bericht über den Ausgangszustand hat 

die folgenden Informationen zu enthalten: 

1. Informationen über die derzeitige Nutzung und, falls verfügbar, über die 

frühere Nutzung des Anlagengrundstücks,  

2. Informationen über Boden- und Grundwassermessungen, die den Zustand 

zum Zeitpunkt der Erstellung des Berichts über den Ausgangszustand nach § 

10 Absatz 1a des Bundes-Immissionsschutzgesetzes wiedergeben und die 

dem Stand der Messtechnik entsprechen; neue Boden- und Grundwassermes-

sungen sind nicht erforderlich, soweit bereits vorhandene Informationen die 

Anforderungen des ersten Halbsatzes erfüllen. 

 

Die Genehmigungsbehörde kann nach § 7 Abs. 1 Satz 5 der 9. BImSchV zu-

lassen, dass der Bericht über den Ausgangszustand bis zu der Inbetriebnahme 

der Anlage nachgereicht werden kann. Eine entsprechende Nebenbestimmung 

(4.26) wurde aufgenommen. 

 

7. Rechtsbehelfsbelehrung: 

 

  Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage 

bei dem Verwaltungsgericht Karlsruhe, Nördliche Hildapromenade 1, 76133 

Karlsruhe erhoben werden. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

XXXXXXXXXXXXXXX 

 


